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in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,
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Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:
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Der 5. Senat des Bundessozialgeridhts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 21. Juni 4978

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozial-

gerichts Münster vom 9. Nbvember 1976 wird zurück—

gewiesen„

Kbsten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d
er:

1>'

-Ber klagende Soziälhilfeträger verlangt von der beklagten
_Ersatzkasse die Hälfte der Kosten, die er für die stationäre

Unterbringung des geisteskranken Sohnes des beigeladenen
freiwillig Versicherten aufwendet‚

Der 1950 geborene Sohn des Beigeledenen leidet infolge einer
Schädigung bei dem GébürtSvorgang an einem hirnorganischen

'Leiden, das_sich ständig verschlechtert hat. Die Schule

besuchte er bis zur 6„ Klasse, eine Lehre konnte er nicht

absolvieren, 1967 sind Krampfanfälle aufgetréten‚ die zu
statiOnären_Behandlungen führten„ 1969 wurde er in der
Anstalt Bethel aufgenommen, wo ein rasch fortschreitender
geistiger Verfall festge3tellt'wurdea Er wurde wegen regele>

mäßigerAnfälle‘antiepileptisch behanae1t„_nie.1nfälle
_

gingen zurück, die Medikamente Wurden reduziert, der Unter-‘
gebrachte ist aber wegen der Verschlechterung .seines Leidens

nicht in der Lage, ein Leben außerhalb der Anstalt zu führen.

'Er bedarf ständiger Wartung und Pflege„

DerBeigeladenezahlte monatlich‘einen-Betragvon 400,-- DM.
zu den Uhterbringungskosten-Seines Sohnes„ Mit Wirkung

vom 1. April 1974 stellte der Kläger jedoch den Beige-

gladenen frei (vgl 5 91 Abs 5 Satz 1 Halbe 2 des Bundes-
sozialhilfegesetzes--BSHG— idF des 5. Änderungsgesetzes

- vom 25; März 1974
— BGBl I 777 —)„ Im Zusammenhang mit der

Entscheidung über die Freistellung des Beigeladenen stellte

der Kläger fest, daß dieser bei der beklagten Kasse Ver»
sichert ist. Für die Zeit vom 1" Janusr'1974 an nächte er

_einen_ Ersatzanspruch nach 5 1551 der Reichsversicherungs-_-
"werdnung (EVO) bis zur Höhe des Familienhilfeansprudhs des

Beigeladenen geltend.

rm Klageverfahren verlangt er nur noch die Hälfte seiner_
Aufwendungen und_bezieht sich auf den Gemeinsamen Erlaß
des Reichsarbeit3ministers und des Reich$ministers des
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1 3 _
IInnern

vom 5. September 4942 —
Halbierungserlaß

- (AN 4942,

490):

Das Soziälgerieht (SG) hat die Klage abgewiesen: Der Sohn

des Beigeladenen sei in einem Haus der Bethél'schen An? b
stälten

„ Haus Ebenezer „
unfergebracht, des im wesentlichen

“mit Pflegéfällén belegt sei° Auch der vorliegende Fall

sei ein Pflegefell, denn die'Unrerbringung diene sein
' mehreren Jahren nur nach der pflegerischen Betreunng und

Wertungm Der Halbierungserlaß sei nicht mehr geltendes

Rechts weil äie Ermächtigungsgrunäläge (Führererlaß vom}

28 August 4959 = RG-Bl I 4535 «) weggefallen.sei. Abgesehen

davon könne der Helbierungserlaß nur so lange gegelten

haben, wie die Vorschriften in Kraft gewesen seien, auf

die er sich beziehe. Durch die Neufassung des $ 482 EVO
im Jahre 4964 (Art 2 nr 53 und 3b äes Gesetzes von 42° Juli

4964 » BGBl I 945 =) musse der_ Halbierungserlaß als aufge-
.heben gelten„ Pflegefälle Seien enfgegen diesem Erlaß

nicht in den Zuständigkeitsbereich der Krankenversieherung

einbezogen werden@ Das Außerkrafttréten des Halbierungs— '

erlesses sei auch sachlieh dureh die Verlängerung der .

Krankenpflege und insbesondere die unbéschränkte Gewährüng

von'Krankenhauspflege seit 4974 ($ 4 Nr 4 des Leistungs-’
,verbesserungsgesetzes vom 49. Dezember 4975 —BGBl I 4925 4)

gerechtfertigt. ' ‘

Das SGhat die Sprungrevision zugelassen; Der.Kläger hat
diese Revision mit Zustimmung äes Beklagten eingelegt;

Er trägt ver: Der Ealbierungserlaß sei nach wie vor gel—
'tendes Recht. Die mit diesem Erlaß bezweckte Verwaltungs—_
'véreinfachung sei auch unter Geltung äer

neueren Fassu-ngen

der @@482‚-484 EVO zu erreichen„ Die Beklagte könne sich

'”ähäéäiöh■ä“äiéééS Erlasses nicht darauf‘berufeng daß es
' sich um einen klaren Pflegefall handele. Denn die Klärung

der Frage Behandlungsfall oder Pflegefall solle durch den

Halbierungserlaß'geraäe erübrigt werden.-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


._4_

Der_Klägér beantragt sinhgemäß,

das Urteil des SG aufzuheben und die

,
Beklagte zu verurteilen,.die Hälfte
der Kbsteh der statienären'Unterbringüng

des Sohnes des bei ihr versicherten‚Bei—

geladenen für die Zeit ab |„ Januar 4974

zu Zahlena '

Die Beklagte beantragt?

die_ReVision zurüokzmweieen°

Sie meint,.die.AnStalt‚ in“det der Sothäes Beigeladehen

- untergebracht sei, erfülle lediglich äie Fu■ktie■ eines

_
Pflegeheimesa Für diese Fälle sei der Halbierungserlaß
nicht gedacht„

II

vDie‚Revisionist nicht begründete-J

Nach5,4554Satz}: EVO1% 55 4552, '4545a1b's4 Evohat
der Sozialhilfeträger einen Ersatzanapruch gegen den
Träger der ge3etzlichen Krankenversicherungä‘wenn„dieV

SOZialhilfe wegen einer Krankheit geWährt werden 13t,
deretwegen der Soßialhilfeempfäager einen entsprechenden,

krankenversicheruhgsredhtliehen.Anspruch hate Ein.Ers&tz—
ahepruch besteht nach 5 4554 Satz 2 BVDauch dann, wenn '
die Sozialhilfé einem Angehörigen äes Versicherten gewährt
werden ist, dem der krankenversicherungsrechtliche Any

-—sp£uehrmit—BucksiChtauf diesen Angehörigen zusteht.

Dem vefsicherten Beigeladeneh steht wegen dér'Kfankheit,
die der Grund für aie Unterbringung seines Schnee ist,

‘kein ADBPTUChauf Familienkrahkenhilfe
- hier Krankenp

hauspflege nach @40 iVm 5 24 der Versichernngsbedingungen,

;l5
-
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f

,
die_ää 484, 205 BVD entsprechen — zu. Denn der Aufenthalt

des Sohnes des Versicherten in der Einrichtung "sender—
krankenhaus Ebenezer" ist-naeh den Feststellungen des SG

nicht wegendes Erfordérnisses stationärer ärztlicher
Behandlung geboten. Sein Aufenthalt ist ausschließlich

deshalb erforderlich, weil er ständig pflegerisch betreut

werden muß, Voraussetzung für den Anspruch auf Kranken?

hauspflege„ für die_die.Träger der gesetzlichen Kranken—

versicherung zuständig sind, ist'aber, daB es sich nicht
um einen "Verwahrungsfall“, sondern um einen "Behandlungs—-

fall" handelt. '

‘Dem
Kläger

steht auch nicht nach dem Halbieruhgserlaß ein
.Ersatzanepruch zu„ Im Fall der Anwendbarkeit dieses Er-

lasses könnte unabhängig von dem Grund der Unterbringung

die Hälfte der Unterbringungsk03ten von der Beklagten ver-_'
langt werden° Der Erlaß ist aber nieht anwendbar.

Entgegen der Meinung,des SG ist der Erlaß allerdings weder
dureh den Wegfall der Ermächtigungsgrund18ge noch durch_

die spätere ReChtsentwicklüng außer Kraft getreten. Das
hat der Senat in ständiger Rechtsprechung entschieden (vgl "

'BSGE9, 442- 48,"84, 87, 88- SozRNr 28'zu 5 484 EVO) Es
besteht kein Grund, hiervon abzuwéichen. Auch seit der
letzten.Entscheidung des Senats vom 26 Mai 4970 (SözR Nr
28 zu 5 484 EVO) sind keine Ereignisse eingetreten, die '

die Anwendbarkeit des Erlasses grundsätzlich ausschließen.

Insbesondere redhtfertigen nicht die sozialpdlitischen -,
Bedenken gegen diese Bedhtsvorschrift (vgl Bericht über die

Lage der Psychiatrie-in BT»Drucks 7/4200 S. 459‚ 205,

556), sie als überholt zu behandeln° Das Vörhaben des
Gesetzgebers, den Erlaß im Rahmen des Krankenversicherungs-

"WWe1terenuwicklungsgesetzes (vgl Art- 2 5 44 Nr 5 des Enthrfs

in BT»Drucks 7/5556 S„_45)_aufzuheben ist auf einen späteren

Zeitpunkt hinausgeschbben werden (vgl Protokoll der ‘

50. Sitzung des Bundestages vom 20 Oktober 1977, Nachtrag

s. 5873)
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Der verliegende-Fall gehört aber nicht zum Anwehdungs— ‘

bereich des Halbierungserlasses‚ '

_Der Halbierungsérlaß erfaßt die.
Fälle,

in denen allein
vwegen_ der Frage der Kbstenßrägerschaft geprüit werden

müßte, ob im £“all der Unrerbrirgung eines Geisteekranken

_
ein Beha■dlungefellvoäer ein.Verwahrungefall vorliegt„

Aufgrund der Rechtsprechung des Reicheversieherungsamts

zum Recht der Ersatzamsprüehe näch 5'4554 EVOmüßte ir.der
Praxis

„ nach der Formulierung des Erlasses „ “in jedem

einzelnen Fall geprüfü werden, ob die Unierbri■gung eines
Geisteskranken in eei■em eigenen Interesse erfelgté eder

'vorwiegend aus siehérheitepolitiechen Gründen veranlaßt

werden ist"e Die Kb$terteilung zwischen Bezielhilfeträger
und.Träger der Krankervereicherung.wurde ergeordnet,

_
“um die mit dieeer Prüfung verbumde■er.Schwierigkeiten zu
'vermeiden.und die Verweiüur€sarbeit der betreffenden '

.
Séellen

zu Vereinfachen"„ Die Halbierung ist "urgeächtet

der Gründe, auf denen die Unterbringung beruht“ durchzu-
führeu, so daß der Träger der géSetzlichen.Krankenver—

sicherung auch dann zahlen muß, wenn tatsächlich fest-
stéht, daß der versicherte Geistéskrähke_aüs Gründen der*
öffentlichen Sicherheit untergebracht_ist„ Umgekehrt

trägt der Sozialhilfeträger die Hälfte der Kbsten auch‘

da11‚ wenn tätsäChlich feststeht, daß ein Behandlungsfall

vorliegt° Lediglich dann, wenn festgestellt werden kann, daß
die Krankerkasse wegen der thwendigkeit, dee Ver8icherten '

im Krankenhaus zu behandeln, ven Anfang ae.hätüe tätigi.wer—l

den müssen, so daß die;Voraueseüzurgez1dee Ealbierungser—
k_1assés richt eingetreten wären, hielt der Senat die volle_

‚Kostentragung3pflicht der zuätändigen_Käsee für begründet

_(BSGZE46, _,84 88, 89 SozR 118211 @’!8Ä EVO), —

Der Halb1erungserlaß normiert im- Interesse einer verein?

fachten Abwicklung von Unterbringungsfällen, die typis_cher-

weise in „ateachiieher Hinsicht zweifelhaft sind, die

Abweichung von der grundsätzlichen Zuständigkeit$abgrenzüng

zwischen Krankerversicherung und Sozialhilfe, Der Halbierungs—_

_ 7_1
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'erlaß bezieht sich aber schon nach dem oben erwähnten Wortf_

laut nicht auf klar abgrenzbare Fallgruppen, in denen die

Feststellung der für die Zuständigkeitsfrage wesentlichen

Tatsachen schon aus anderen Gründen zu erfolgen hat, so
daß

von einer Verwaltungsvereinfachung nicht die Rede sein.

kann,

Der vorliegende Fall ist einer solchen Fallgruppe zuzu—

ordnen. Das 3. Gesetz zur_
Änderung des BSHG vom 25. März 4974

(BGBl I 777) hat die Rückgriffsmöglichkeiten der Sozial—
hilfeträger gegen Personen, die dem Sozialhilfeempfänger
unterhaltspflichtig sind, wesentlich eingeschränkt. Nach“

‘594Abs3 Satz*)Halbe4 BSHGid]?diesesGesetzessoll
(bisherz_"kann") von der Inanspruchnahme von Personen, die

_nach bürgérlichem Recht unterhaltSpflichtig sind, abgesehen

_
we_rden, soweit diese Inanspru.chnahme eine Härte bedeuten
würde,-Diese für alle Unterhaltsp£lichtigen und alle Hilfe-f
fälle geltende Regel ergänzt das Gesetz durch eine spezielle

Soll—Vorschrift (Halbsatz 2): Der Träger der Sozialhilfe
_"soll vor allem von der Inanspruchnahme unterhaltsp_flichtiger_

Eltern absehen, soweit einem Behinderten, einem von der
_

'

Behinderung_Bedrohten oder einem Pflegebedürftigén nach

Vollendung des 24.Iebensjahrés Eingjliéderungshilfe für
_Behinderte oder Hilfe zur

Pflege gewährt wird". Danach ist
der Träger. _der Sozialhilfe gehalten, in allen Fällen der

_Unterbringung
von über 24 Jahren alten.Geisteskranken, für

__
deren Unterhalt Eltern in Betracht kommen, zu prüfen, ob

“ die Voraussetzungen für die Anwendung der speziellen Soll-

Vorschrift vorliegen, Diese Voraussetzungen liegen dann vor,

wenn die Unterbringung entweder als Eingliederungshilfe für
Behinderte (@@39ff BSGH)_oder als Hilfe

zur Pflege (@ 68f
BSHG) durchgeführt wird. Die Feststellung, daß die Unter—

““br1ngung 1m Sinne dieser Vorschrift zu
beurteilen ist, set2t

die Erkenntnis Voraus, daß keine Krankenhilfe_(ä 37 BSHG) ‘
vorliegt, daß insbesondere bei der Unterbringung nicht Maß—‘
'nahmen durdhgeführt Werden, die diese Unterbringung'zur'

.
Krankenhausbehandlung im Sinne des 5 37 Abs 2 BSEG stempeln. ‘
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Der Kläger hat
gemäß

dieser Regelung geprüft, ob die
Voraus-'

Asetzungen.für die spezielle Soll—Vorschrift vorliegen. Er

hat sie als gegeben erachtet und dem Beigeladenen gegenüber

erklärt; daß er in.Anwendung des 5 91 Abs 5 Satz 4 Halbe 2
BSHG auf. seine Inanspruchnahme verzichte. Bader Halbierung‘f’s—

erlaß eine Lösung für die Fälle bietet, in denen die Frage
Behandlungsfall oder Verwahrungsfall typischerweise offen

1 ist erfaßt er.nieht die Fälle, in denen der Sozialhilfe-

träger selbst in Anwendüng des Gesetzes geklärt hat, daß
kein Behandlungsfall

_ KrankenhaUsbehandlung - vorliegt.,

Der nach %94vas 5 Satz 4 Halbe 2 BSHGgeboteneVerzicht
'des Klägers auf die Inanspruchnahme des Beigeladenen steht,
_aüch aus einem weiteren Grund dem Ersatzansprueh nach

55 4534 ff EVO iVm dem Hälbierungserlaß. entgegen: Durch

5 91 Abs 5 Satz 1 Halbe 2 BSHGist anerkannt werden, daß
‚die Verantwortung für langfristig Hilfsbedürftige, ins—-

besondere unheilbare Kranke,_jedenfalls von einem bestimmten
Alter an regelmäßig_nicht mehr wie bisher den unterhaltsé

-pflichtigen Familienangehörigen=überlassen.werden kann.
Die_Sorge für diesen Personenkreis wird in.Anwendnng

dieser Vorschrift von der Allgemeinheit übernommen, und_die

Fax■ili'ei_wirdentlastet. Da auch die Familienkrankénhilfe,
wie_sie in der gesetzlichen Krankenversicherung konstruiert

ist, vorwiegend der Entlastung der unterhaltspflichtigen

Familienangehörigen
- soweit sie versichert sind — dient

'(vgl dazu das Urteil des Senats vnm 16„ Juli 1977

'... 3 BK 80/75 in 802332200 5 205 Nr 43); mußdie Übernahme
der Unterbringungskosten auf die Allgemeinheit auch zu—
gunsten der Versichertengemeinschaft wirkeno

'
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Die Kostenentscheidüng beruht auf 5‘495 des Sozialgerichts_

“gesetzes.
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